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GESETZGEBUNG 

Sechste Verordnung zur Än-
derung steuerlicher Verord-
nungen 
Referentenentwurf vom 11. Ok-
tober 2022 

Das BMF hat den Referenten-
entwurf für eine Sechste Verord-
nung zur Änderung steuerlicher 
Verordnungen veröffentlicht. 
Diese Verordnung soll auch um-
satzsteuerliche Änderungen ent-
halten. Insbesondere sind fol-
gende Änderungen der Umsatz-
steuer-Durchführungsverord-
nung (UStDV) und der Umsatz-
steuerzuständigkeitsverordnung 
(UStZustV) vorgesehen, die am 
Tag nach der Verkündung in 
Kraft treten sollen: 

Ergänzung möglicher Beleg-
nachweise für die Gelangens-
vermutung bei innergemein-
schaftlichen Lieferungen (§ 
17a Absatz 2 Nummer 1 
UStDV) 
Für den Belegnachweis bei der 
Gelangensvermutung in Beför-
derungsfällen soll redaktionell 
durch die Neufassung des Klam-
merzusatzes „(§ 17b Absatz 3 
Satz 1 Nummer 3 bis 5)“ klarge-
stellt werden, dass neben den 
bisher ausdrücklich benannten 
Beförderungsbelegen im Unions-
versandverfahren auch weitere 

Belege zur Nachweisführung in 
Betracht kommen. 

Änderung der Art und Weise 
der Einreichung von Beleg-
nachweisen im Vergütungs-
verfahren für im übrigen Ge-
meinschaftsgebiet ansässige 
Unternehmer  
Eine Änderung von § 61 Absatz 
2 und Absatz 5 UStDV soll die 
Rechtsprechung des BFH um-
setzen. Mit Urteil vom 17. Mai 
2017, V R 54/16, hat der BFH 
entschieden, dass auch die Ko-
pie einer Rechnungskopie eine 
Kopie der Rechnung im Sinne 
von § 61 Absatz 2 Satz 3 UStDV 
a. F. ist. Dies bedeutet, dass ein-
gescannte Kopien als Beleg-
nachweis ausreichen. Demnach 
können im ersten Schritt keine 
eingescannten Originale verlangt 
werden. Erst bei begründeten 
Zweifeln an dem Recht auf Vor-
steuerabzug in der beantragten 
Höhe kann das Bundeszentral-
amt für Steuern verlangen, dass 
die Vorsteuerbeiträge durch Vor-
lage von Rechnungen und Ein-
fuhrbelegen im Original nachge-
wiesen werden. 

  

Inhalt 
 
Gesetzgebung 
Sechste Verordnung zur Ände-
rung steuerlicher Verordnungen 
 
Neues vom EuGH 
Direktanspruch in der Umsatz-
steuer und Verzugszinsen 
 
Steuerfreie Gewährung von Kre-
diten 
 
Vorsteuerberichtigung bei Liqui-
dation 
 
Unzutreffender Steuerausweis 
bei einem Finanzierungsleasing-
vertrag  
 
Neues vom BFH 
Vorsteuerabzug und Personalab-
bau (sogenannte Outplacement-
Beratung) 
 
Fahrzeugüberlassung an Perso-
nal zu privaten Zwecken als 
tauschähnlicher Umsatz 
 
In Kürze 
Grenzen der Rückwirkung einer 
Rechnungsberichtigung 
 
Steuersatz für Umsätze mit Sil-
bermünzen 
 
Aus aller Welt 
TaxNewsFlash Indirect Tax 
 
Veranstaltungen 
 



 VAT Newsletter | 2 

© 2022 KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine Aktiengesellschaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG 
International Limited, einer Private English Company Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten. Der Name KPMG und das Logo sind Marken, die die unabhängigen 
Mitgliedsfirmen der globalen KPMG-Organisation unter Lizenz verwenden. 

Regelung der Zuständigkeit 
für außerhalb des Gemein-
schaftsgebiets ansässige Un-
ternehmer, die sich in einem 
anderen EU-Mitgliedstaat für 
das Verfahren One-Stop-Shop 
- EU-Regelung registrieren 
lassen (§ 1 Absatz 2b UStZu-
stV) 
Derzeit richtet sich die Zustän-
digkeit für die Unternehmen, die 
im Gemeinschaftsgebiet weder 
ihren Sitz, ihre Geschäftsleitung 
noch eine umsatzsteuerliche Be-
triebsstätte haben, danach, in 
welchem Staat das Unterneh-
men ansässig ist. Dies gilt so-
wohl für das allgemeine Besteu-
erungsverfahren als auch für die 
besonderen Besteuerungsver-
fahren (§§ 18i, 18j und 18k 
UStG). Die derzeitige Regelung 
führt bei Unternehmen, die im 
Gemeinschaftsgebiet weder ih-
ren Sitz, ihre Geschäftsleitung 
noch eine umsatzsteuerliche Be-
triebsstätte haben und die die 
Teilnahme an dem Verfahren im 
Sinne des § 18j UStG (soge-
nannter One-Stop-Shop – EU-
Regelung) in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen 
Union angezeigt haben, im Rah-
men des Verfahrens One-Stop-
Shop – EU-Regelung zu Proble-
men. Aufgrund dieser Probleme 
sind derzeit Zuständigkeitsver-
einbarungen nach § 27 AO zu 
treffen. Um diesen Verfahrens-
schritt zu vermeiden und aus 
Gründen der Rechtssicherheit 
und Verwaltungsökonomie ist es 
erforderlich, die Zuständigkeit für 
diese Unternehmen im Verfah-
ren One-Stop-Shop – EU-Rege-
lung insoweit anzupassen. Diese 
Unternehmen sollen in dem Mit-
gliedstaat als ansässig zu be-
handeln sein, in dem die Teil-
nahme angezeigt wurde. 

 

 

 

 

NEUES VOM EUGH 

Direktanspruch in der Umsatz-
steuer und Verzugszinsen 
EuGH, Urteil vom 13. Oktober 
2022 – Rs. C-397/21 – Humda  

Der EuGH hat zur Frage von 
Verzugszinsen im Fall eines so-
genannten Direktanspruchs in 
der Umsatzsteuer („Reemtsma“) 
Stellung genommen. 

Sachverhalt 
Die Rechtsvorgängerin der un-
garischen Gesellschaft Humda 
beauftragte BHA mit der Erbrin-
gung von Dienstleistungen im 
Rahmen des Projekts zur Errich-
tung des ungarischen Pavillons 
bei der Weltausstellung von 
2015 in Mailand (Italien). 

Für diese Dienstleistungen 
stellte BHA neun Rechnungen 
einschließlich ungarischer Mehr-
wertsteuer aus. Diese Rechnun-
gen wurden von der Rechtsvor-
gängerin von Humda bezahlt, 
und die in Rechnung gestellte 
Mehrwertsteuer wurde von BHA 
an die ungarische Steuerverwal-
tung abgeführt. Diese stellte bei 
einer Prüfung fest, dass nach 
den ungarischen Rechtsvor-
schriften für die fragliche Mehr-
wertsteuer in Ungarn keine Steu-
erschuld bestanden habe, da 
sich die streitige Erbringung von 
Dienstleistungen auf ein in Ita-
lien belegenes Grundstück bezo-
gen habe. Folglich sei die fragli-
che Mehrwertsteuer irrtümlich in 
Rechnung gestellt worden. 

Zur Wiedererlangung des rechts-
grundlos gezahlten Mehrwert-
steuerbetrags stellte Humda bei 
der Steuer- und Zollverwaltung 
einen Antrag auf Erstattung der 
Mehrwertsteuer zuzüglich Zin-
sen. Humda machte geltend, sie 
sei zwar berechtigt, vom Rech-
nungsaussteller – der anschlie-
ßend seine Angaben gegenüber 
der zuständigen Steuerbehörde 
berichtigen müsste – die Erstat-

tung dieses Betrags auf dem Zi-
vilrechtsweg zu verlangen, je-
doch habe sie im vorliegenden 
Fall feststellen müssen, dass 
über BHA ein Liquidationsver-
fahren eröffnet worden sei und 
ihre Forderung nach Auskunft 
des Liquidators von BHA unein-
bringlich sei. 

Das mit dieser Sache befasste 
ungarische Gericht hat das Ver-
fahren ausgesetzt und den 
EuGH zur Vorabentscheidung 
angerufen 

Urteil 
Der EuGH bejaht einen Direkt- 
anspruch von Humda gegen die 
Steuerverwaltung nach den 
Grundsätzen des EuGH-Urteils 
vom 15. März 2007 – Rs. C-
35/05 – Reemtsma Cigaretten-
fabriken. Und zwar steht das 
Unionsrecht einer Regelung ei-
nes Mitgliedstaats entgegen, 
nach der ein Unternehmen, dem 
ein anderes Unternehmen eine 
Dienstleistung erbracht hat, die 
Erstattung der Mehrwertsteuer, 
die diese Dienstleister:in ihm zu 
Unrecht in Rechnung gestellt 
und an den Fiskus abgeführt hat, 
nicht unmittelbar von der Steuer-
verwaltung verlangen kann. Dies 
setzt voraus, dass die Wiederer-
langung des fraglichen Betrags 
von der Dienstleister:in unmög-
lich oder übermäßig schwierig 
ist, weil über diese ein Liquidati-
onsverfahren eröffnet wurde, 
und diesen beiden Unternehmen 
weder Betrug noch Missbrauch 
vorgeworfen werden kann, so-
dass für den betreffenden Mit-
gliedstaat keine Gefahr eines 
Steuerausfalls besteht. 

Art. 183 MwStSystRL ist dahin 
auszulegen, dass in diesem Fall 
die Steuerverwaltung verpflichtet 
ist, Zinsen auf den fraglichen Be-
trag zu zahlen, wenn sie diese 
Erstattung nicht innerhalb ange-
messener Frist nach entspre-
chender Aufforderung vorge-
nommen hat. Die Modalitäten 
der Festsetzung von Zinsen auf 
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diesen Betrag fallen in den Be-
reich der Verfahrensautonomie 
der Mitgliedstaaten, die durch 
die Grundsätze der Äquivalenz 
und der Effektivität begrenzt ist, 
wobei die nationalen Vorschrif-
ten – insbesondere über die Be-
rechnung der gegebenenfalls 
geschuldeten Zinsen – aber 
nicht dazu führen dürfen, dass 
dem Steuerpflichtigen eine an-
gemessene Entschädigung für 
die Einbußen vorenthalten wird, 
die durch die verspätete Erstat-
tung dieses Betrags entstanden 
sind. Dem vorlegenden Gericht 
obliegt es, alles in seiner Zustän-
digkeit Liegende zu tun, um die 
volle Wirksamkeit von Art. 183 
MwStSystRL durch eine unions-
rechtskonforme Auslegung des 
nationalen Rechts zu gewähr-
leisten. 

 

Steuerfreie Gewährung von 
Krediten 
EuGH, Urteil vom 6. Oktober 
2022 – Rs. C-250/21 – O-Fonds 

Das EuGH-Urteil betrifft die 
Frage der Einstufung von 
Dienstleistungen, die im Rah-
men eines Unterbeteiligungsver-
trags erbracht werden, als steu-
erfreie Kreditgewährung. 

Sachverhalt 
Der O-Fonds ist ein nicht stan-
dardisierter Fonds im Sinne des 
polnischen Gesetzes über In-
vestmentfonds und die Verwal-
tung von alternativen Invest-
mentfonds. Nachdem er den Ab-
schluss von Unterbeteiligungs-
verträgen mit Banken oder In-
vestmentfonds geplant hatte, 
stellte er beim polnischen Minis-
ter für Finanzen einen Antrag auf 
Erteilung eines Steuervorbe-
scheids. Dies bezweckte die 
Auslegung des polnischen Mehr-
wertsteuergesetzes, um zu klä-
ren, ob die Leistungen, die er als 
Unterbeteiligter im Rahmen die-
ser Verträge zu erbringen hatte, 

als Kreditgewährung oder Si-
cherheitsgewährung von der 
Mehrwertsteuer befreit sein 
könnten. Der polnische Minister 
für Finanzen verneinte eine sol-
che Steuerbefreiung. Das dage-
gen angerufene polnische Ge-
richt bejahte dagegen eine steu-
erfreie Kreditgewährung. Das Fi-
nanzamt legte gegen dieses Ur-
teil Rechtsmittel beim Obersten 
Verwaltungsgericht ein. 

Das Oberste Verwaltungsgericht 
hat das Verfahren ausgesetzt 
und den EuGH zur Vorabent-
scheidung angerufen. 

Urteil 
Was Art. 135 Abs. 1 Buchst. b 
MwStSystRL betrifft, weist der 
EuGH darauf hin, dass die Kre-
ditgewährung im Sinne dieser 
Bestimmung unter anderem in 
der Überlassung von Kapital ge-
gen Entgelt besteht. Dieses Ent-
gelt wird zwar grundsätzlich in 
Form von Zinsen gezahlt. Ein 
Umsatz kann aber auch dann als 
Kreditgewährung eingestuft wer-
den, wenn die Gegenleistung in 
anderer Form erbracht wird. Der 
EuGH hat nämlich bereits ent-
schieden, dass die Vorfinanzie-
rung des Kaufs von Waren ge-
gen einen Zuschlag auf den von 
der empfangenden Person die-
ser Finanzierung zurückgezahl-
ten Betrag ein Finanzgeschäft 
darstellt, das der Gewährung ei-
nes Kredits ähnlich und damit 
nach dieser Bestimmung von der 
Mehrwertsteuer befreit ist. Der 
EuGH verweist dazu auf sein Ur-
teil vom 15. Mai 2019 – Rs. C-
235/18 – Vega International Car 
Transport and Logistic.  

Im vorliegenden Fall führt der 
Abschluss des Unterbeteili-
gungsvertrags dazu, dass die 
unterbeteiligte Person der Origi-
nator:in Kapital gegen Entgelt 
überlässt. Dieses Entgelt besteht 
aus der Differenz zwischen dem 
Kapital, das der Originator:in 
ausgezahlt wird, und den Beträ-

gen, die die unterbeteiligte Per-
son während der Laufzeit des 
Unterbeteiligungsvertrags auf-
grund der Einnahmen aus den in 
diesem Vertrag bezeichneten 
Forderungen erhält. Da die 
Schuldtitel im Vermögen der Ori-
ginator:in verbleiben, kann die 
unterbeteiligte Person im Fall ei-
nes Ausfalls der Schuldner:innen 
der betreffenden Forderungen 
die Originator:in nicht in Regress 
nehmen. 

Der Umstand, dass die unterbe-
teiligte Person potenziellen Ver-
lusten ausgesetzt ist und somit 
das Kreditrisiko trägt, ist jeder 
Kreditgewährung inhärent. 
Ebenso wenig ist das Fehlen 
von Garantien zugunsten der un-
terbeteiligten Person für die Ein-
stufung des in Rede stehenden 
Unterbeteiligungsvertrags als 
Kreditgewährung entscheidend.  

Nach alledem ist Art. 135 Abs. 1 
Buchst. b der Mehrwertsteuer-
richtlinie dahin auszulegen, dass 
Dienstleistungen, die von einer 
unterbeteiligten Person im Rah-
men eines Unterbeteiligungsver-
trages erbracht werden und da-
rin bestehen, dass der Origina-
tor:in – als Gegenleistung für die 
Auszahlung der Einnahmen aus 
den Forderungen, die in diesem 
Vertrag bezeichnet sind und im 
Vermögen der Originator:in ver-
bleiben – eine Finanzierung ge-
währt wird, unter den Begriff der 
Kreditgewährung im Sinne die-
ser Bestimmung fallen. 

 

Vorsteuerberichtigung bei Li-
quidation 
EuGH, Urteil vom 6. Oktober 
2022 – Rs. C-293/21 – Vittamed 

Der EuGH hat zur Frage der 
Vorsteuerberichtigung bei Liqui-
dation eines Unternehmens Stel-
lung genommen. 
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Sachverhalt 
Vittamed ist eine Gesellschaft 
mit Sitz in Litauen, die in der 
technisch‑wissenschaftlichen 
Forschung und deren prakti-
scher Anwendung tätig ist. Ab 
dem 1. März 2012 führte diese 
Gesellschaft keine mehrwert-
steuerpflichtigen Lieferungen 
von Gegenständen oder Dienst-
leistungen durch. 

Vittamed erwarb in den Jahren 
2012 und 2013 unter anderem 
Gegenstände und Dienstleistun-
gen im Zusammenhang mit der 
Durchführung eines von der Eu-
ropäischen Union finanzierten in-
ternationalen Projekts, dessen 
Ziel es war, einen Prototyp eines 
medizinischen Diagnose- und 
Überwachungsgeräts zu entwi-
ckeln und dieses Gerät anschlie-
ßend auf den Markt zu bringen. 
Ihr wurden daher mehrere Rech-
nungen ausgestellt. Für die Lie-
ferung dieser Gegenstände und 
Dienstleistungen zog sie Vor-
steuer in Höhe von ca. 90.000 
Euro ab. Das betreffende Projekt 
wurde am 31. Dezember 2013 
abgeschlossen. 

Vittamed verwendete diese Ge-
genstände und Dienstleistungen 
für die Herstellung von immateri-
ellen (Lizenzen) und materiellen 
(Prototypen der Geräte) Investiti-
onsgütern. Sie beabsichtigte, 
diese Investitionsgüter im Rah-
men ihrer künftigen steuerpflich-
tigen Tätigkeit zu verwenden. 
Nach Abschluss dieses Projekts 
arbeitete Vittamed in den Jahren 
2014 und 2015 mit Verlusten, 
und die zuvor verzeichneten 
Verluste dieser Gesellschaft 
nahmen kontinuierlich zu. Ange-
sichts dieser Verluste sowie des 
Ausbleibens von Aufträgen und 
potenziellen Einnahmen wurde 
entschieden, die Tätigkeit der 
Gesellschaft einzustellen. Aus 
diesem Grund beschloss der Al-
leingesellschafter von Vittamed 
im August 2015, die Gesellschaft 
in Liquidation zu versetzen, 
nachdem festgestellt worden 

war, dass ihre innovativen wis-
senschaftlichen Aktivitäten nicht 
rentabel sein würden. 

Im September 2015 erlangte 
Vittamed die Rechtsstellung ei-
ner „juristischen Person in Liqui-
dation“. Ferner wurde Vittamed 
antragsgemäß aus dem Register 
der mehrwertsteuerpflichtigen 
Personen gestrichen. Streitig ist, 
ob sie verpflichtet war, die Vor-
steuer in Höhe von ca. 90.000 
Euro zu berichtigen. Das mit die-
ser Sache befasste litauische 
Gericht hat das Verfahren aus-
gesetzt und den EuGH zur Vor-
abentscheidung angerufen 

Urteil 
Der EuGH kommt zum Ergebnis, 
dass Unternehmen verpflichtet 
sind, die Vorsteuerabzüge für 
den Erwerb von Gegenständen 
oder Dienstleistungen, die zur 
Herstellung von Investitionsgü-
tern bestimmt sind, in dem Fall 
zu berichtigen, dass die herge-
stellten Investitionsgüter nicht im 
Rahmen steuerpflichtiger wirt-
schaftlicher Tätigkeiten verwen-
det wurden und es auch nie wer-
den, weil die Eigentümer:innen 
oder Alleingesellschafter:innen 
dieser Unternehmen entschie-
den haben, diese in Liquidation 
zu versetzen, und die Streichung 
dieser Unternehmen aus dem 
Register der mehrwertsteuer-
pflichtigen Personen beantragt 
wurde und erfolgt ist. 

Die Gründe – wie stetig zuneh-
mende Verluste, fehlende Auf-
träge und Zweifel des Anteilseig-
ners des Unternehmens an der 
Rentabilität der beabsichtigten 
wirtschaftlichen Tätigkeit –, die 
die Entscheidung, das Unterneh-
men in Liquidation zu versetzen, 
und folglich die Einstellung der 
beabsichtigten steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Tätigkeit recht-
fertigen können, wirken sich 
nicht auf die Verpflichtung des 
Unternehmens aus, die betref-
fenden Vorsteuerabzüge zu be-

richtigen, sofern das Unterneh-
men endgültig nicht mehr die 
Absicht hat, diese Investitionsgü-
ter für steuerpflichtige Umsätze 
zu verwenden. 

Bitte beachten Sie: 
Der EuGH grenzt die Sache von 
dem Fall ab, dass während der 
Liquidation Gegenstände oder 
Dienstleistungen „verkauft“ wer-
den. Mit Urteil vom 3. Juni 2021 
– Rs. C-182/20 – Administraţia 
Judeţeană a Finanţelor Publice 
Suceava und andere hat der 
EuGH entschieden, dass die Art. 
184 bis 186 MwStSystRL einer 
nationalen Regelung oder Praxis 
entgegenstehen, wonach die Er-
öffnung eines Insolvenzverfah-
rens automatisch die Verpflich-
tung für das Unternehmen mit 
sich bringt, die Vorsteuerabzüge 
zu berichtigen, die es für Gegen-
stände oder Dienstleistungen 
vorgenommen hat, die es vor 
der Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens über sein Vermögen er-
worben hat, wenn die Eröffnung 
eines solchen Verfahrens der 
Fortführung der wirtschaftlichen 
Tätigkeit dieses Unternehmens, 
namentlich zum Zweck der Liqui-
dation, nicht entgegenstehen 
kann. 

 

Unzutreffender Steuerausweis 
bei einem Finanzierungslea-
singvertrag 
EuGH, Urteil vom 29. September 
2022 – Rs. C-235/21 – Raiffei-
sen Leasing 

Der EuGH hat auf Vorlage eines 
slowenischen Gerichts zum un-
zutreffenden Steuerausweis (Art. 
203 MwStSystRL) bei einem Fi-
nanzierungsleasingvertrag Stel-
lung genommen. 

Sachverhalt 
Die Gesellschaft RED war Ei-
gentümerin eines Grundstücks 
und eines Wohnhauses in Slo-
wenien. RED wollte an diesem 
Ort Neubauten errichten. Dazu 
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schloss sie mit Raiffeisen Lea-
sing einen Finanzierungsleasing-
vertrag (sale-and-lease back). 
Nach diesem Vertrag verpflich-
tete sich Raiffeisen Leasing, das 
Grundstück zu einem Preis zu 
kaufen, und RED verpflichtete 
sich, an Raiffeisen Leasing die 
monatlichen Leasingraten bis 
zur vollständigen Rückzahlung 
des Werts des Grundstücks und 
der zu errichtenden Gebäude zu 
zahlen, das heißt einen Betrag 
von 1.294.786,56 Euro. Der 
Mehrwertsteuerbetrag von 
110.056,86 Euro war in diesem 
Vertrag ausgewiesen. 

Raiffeisen Leasing stellte der 
RED keine Rechnung auf der 
Grundlage des Finanzierungs-
leasingvertrags aus, da die 
Mehrwertsteuer von ihr weder in 
Rechnung gestellt noch entrich-
tet worden war. RED machte auf 
der Grundlage des Finanzie-
rungsleasingvertrags das Recht 
auf Vorsteuerabzug geltend und 
trug vor, dass es sich bei diesem 
Vertrag um eine Rechnung 
handle. 

Die slowenische Finanzverwal-
tung lehnte den Vorsteuerabzug 
von RED ab. Der vom Vertrag 
umfasste Umsatz sei steuerfrei. 
Mit diesem Bescheid der Finanz-
verwaltung wurde die Gefähr-
dung des Steueraufkommens 
beseitigt, und Raiffeisen Leasing 
erhielt daher das Recht, die ge-
schuldete Mehrwertsteuer im 
Wege der Berichtigung herabzu-
setzen. Die Finanzverwaltung 
stellte jedoch fest, dass Raiffei-
sen Leasing die bislang unzu-
treffend ausgewiesene Mehr-
wertsteuer nicht entrichtet habe. 
Daher gab sie Raiffeisen Lea-
sing auf, Zinsen auf die Steuer-
schuld in Höhe von ca. 50.000 
Euro zu zahlen. 

Der dagegen in zweiter Instanz 
angerufene Oberste Gerichtshof 
in Slowenien möchte vom EuGH 
im Wesentlichen wissen, ob Art. 

203 MwStSystRL dahin auszule-
gen ist, dass ein Finanzierungs-
leasingvertrag, nach dessen Ab-
schluss die Parteien keine Rech-
nung ausgestellt haben, als 
Rechnung im Sinne dieser Be-
stimmung angesehen werden 
kann und, wenn ja, welche An-
gaben dieser Vertrag zwingend 
enthalten muss, damit er als 
eine solche Rechnung angese-
hen werden kann.  

Außerdem möchte das vorle-
gende Gericht im Wesentlichen 
wissen, ob es insoweit von Be-
lang ist, zu prüfen, ob dieser 
Vertrag objektiv den Willen des 
Verkäufers oder Dienstleistungs-
erbringers erkennen lässt, dass 
er – wie im Fall einer Rechnung 
– beim Käufer die Überzeugung 
entstehen lassen kann, dass er 
auf der Grundlage dieses Ver-
trags die Vorsteuer abziehen 
kann. 

Urteil 
Der EuGH kommt zum Ergebnis, 
dass ein Finanzierungsleasing-
vertrag, nach dessen Abschluss 
die Parteien keine Rechnung 
ausgestellt haben, als Rechnung 
im Sinne von Art. 203 MwStSys-
tRL angesehen werden kann, 
wenn dieser Vertrag – neben der 
ausgewiesenen Mehrwertsteuer 
– alle Angaben enthält, die erfor-
derlich sind, damit die Finanz-
verwaltung feststellen kann, ob 
die materiellen Voraussetzungen 
für das Recht auf Vorsteuerab-
zug im konkreten Fall erfüllt sind, 
was zu prüfen Sache des vorle-
genden Gerichts ist. 

Es ist insoweit nicht von Belang, 
zu prüfen, ob das fragliche Do-
kument, sofern es ein Vertrag 
ist, objektiv den Willen der Ver-
tragsparteien erkennen lässt, 
dass es sich um eine Rechnung 
handelt, die bei einer der Ver-
tragsparteien möglicherweise die 
Überzeugung entstehen lässt, 
dass sie auf der Grundlage die-
ses Vertrags die Vorsteuer ab-
ziehen könne. 

Was den Umstand betrifft, dass 
im Ausgangsverfahren der Fi-
nanzierungsleasingvertrag zwar 
den Mehrwertsteuerbetrag, nicht 
aber den Mehrwertsteuersatz 
enthielt, ist es Sache des vorle-
genden Gerichts, zu prüfen, ob 
dieser Satz gleichwohl aus die-
sem Vertrag hätte abgeleitet 
werden können. 

Bitte beachten Sie: 
Auch in Deutschland ist es gän-
gige Praxis, dass der Vertrag in 
bestimmten Konstellationen 
(zum Beispiel Miet- oder Pacht-
vertrag, Wartungsvertrag) als 
Rechnung dient (Abschnitt 14.1 
Abs. 2 UStAE). Sofern er nicht 
alle in § 14 Abs. 4 UStG gefor-
derten Angaben enthält, müssen 
diese in anderen Unterlagen ent-
halten sein, auf die im Vertrag 
hinzuweisen ist (§ 31 Abs. 1 
UStDV). Insofern besteht auch 
das Risiko, dass mit einem Ver-
trag eine Steuerschuld nach § 
14c UStG begründet wird.  

Die deutsche Regelung des 
§14c UStG beruht unionsrecht-
lich auf Art. 203 MwStSystRL, 
der allerdings nur das Entstehen 
der Steuerschuld anordnet und 
zur Berichtigung dieser Steuer-
schuld nichts sagt. Die Rechts-
grundsätze zur Berichtigung der 
Steuerschuld hat der EuGH aus 
dem Grundsatz der Neutralität 
abgeleitet (EuGH, Urteil vom 19. 
September 2000 – Rs. C-454/98 
– Schmeink & Cofreth und Stro-
bel). 

§ 14c UStG unterscheidet zwi-
schen dem unrichtigen Steuer-
ausweis (§ 14c Abs. 1 UStG) 
und dem unberechtigten Steuer-
ausweis (§ 14c Abs. 2 UStG). In 
beiden Fällen ist Voraussetzung 
für eine Rechnung im Sinne von 
§ 14c UStG nach Rechtspre-
chung des BFH und der Finanz-
verwaltung, dass das fragliche 
Dokument zumindest den Rech-
nungsaussteller, den (vermeintli-
chen) Leistungsempfänger, eine 
Leistungsbeschreibung sowie 
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das Entgelt und die gesondert 
ausgewiesene Umsatzsteuer 
enthält. Soll der Vertrag nicht als 
Rechnung gelten, ist deshalb 
insbesondere ein gesonderter 
Umsatzsteuerausweis zu ver-
meiden, um eine Steuerschuld 
nach § 14c UStG abzuwenden.  

 

NEUES VOM BFH 

Vorsteuerabzug und Personal-
abbau (sogenannte Outplace-
ment-Beratung) 
BFH, Urteil vom 30. Juni 2022, V 
R 32/20 

Der BFH hat zum Vorsteuerab-
zug bei einem angestrebten Per-
sonalabbau Stellung genommen. 

Sachverhalt 
Eine Aktiengesellschaft mit zahl-
reichen Tochtergesellschaften, 
die mit ihr organschaftlich ver-
bunden sind, war nach ihrer Um-
satztätigkeit zum Vorsteuerab-
zug berechtigt. 

Aufgrund wirtschaftlicher Gege-
benheiten beabsichtigte die AG 
in den Streitjahren, in erhebli-
chem Umfang Kosten einzuspa-
ren, insbesondere den Personal-
aufwand zu reduzieren. Ihre Mit-
arbeiter:innen waren allerdings 
zu einem großen Teil aufgrund 
von Tarifverträgen, die betriebs-
bedingte Kündigungen aus-
schlossen, oder aufgrund sonsti-
ger Regelungen unkündbar und 
unbefristet beschäftigt. Der be-
absichtigte Personalabbau 
konnte daher nur auf freiwilliger 
Basis mit Zustimmung der be-
troffenen Mitarbeiter:innen zur 
Aufhebung ihrer Arbeits- oder 
Dienstverträge erfolgen. 

Die AG beauftragte (ebenso wie 
ihre Organgesellschaften) soge-
nannte Outplacement-Unterneh-
men, die sie bei der Erreichung 
ihrer Personalabbauziele unter-
stützten. Diese Unternehmen 

sollten Mitarbeiter:innen individu-
ell betreuen, fachlich beraten 
und organisatorisch bei der Su-
che nach einem neuen Arbeits-
platz unterstützen, damit diese 
freiwillig ihre bisherigen Beschäf-
tigungsverhältnisse aufgaben. 
Dies umfasste eine Basisbera-
tung, eine Standortanalyse der 
Mitarbeiter:innen, eine Perspek-
tiv- und Motivationsberatung, 
Vermittlungstätigkeiten zur Be-
gründung eines neuen versiche-
rungspflichtigen Beschäftigungs-
verhältnisses, ein sogenanntes 
ganzheitliches Placement mit Fi-
nanzberatung sowie ein soge-
nanntes Newplacement mit Be-
ratungsprogramm. Die Kosten 
trugen die AG und ihre Organge-
sellschaften.  

Streitig ist, ob die AG aus den 
Leistungen der Outplacement-
Unternehmen zum Vorsteuerab-
zug berechtigt ist. Das Finanz-
amt erkannte den von der AG 
geltend gemachten Vorsteuerab-
zug nur insoweit an, als er auf 
die allgemeine Beratung und auf 
sogenannte Erfolgspauschalen 
entfiel. Demgegenüber versagte 
es den Vorsteuerabzug aus den 
personenbezogenen Beratungs-
leistungen. 

Urteil 
Der BFH kommt zum Ergebnis, 
dass die AG zum vollen Vorsteu-
erabzug berechtigt ist. Bezieht 
der Unternehmer für einen von 
ihm angestrebten Personalab-
bau Leistungen von sogenann-
ten Outplacement-Unternehmen, 
mit denen unkündbar und unbe-
fristet Beschäftigte individuell 
insbesondere durch sogenannte 
Bewerbungstrainings bei der Be-
gründung neuer Beschäftigungs-
verhältnisse unterstützt werden 
sollen, ist der Unternehmer auf-
grund eines vorrangigen Unter-
nehmensinteresses zum Vor-
steuerabzug berechtigt. 

Bitte beachten Sie: 
In der Praxis bereitet die um-
satzsteuerliche Behandlung von 

den Arbeitnehmer:innen gewähr-
ten Vorteilen und Zuwendungen 
oftmals Schwierigkeiten. Oftmals 
orientiert sich die Finanzverwal-
tung an der lohnsteuerlichen 
Einordnung und leitet hieraus für 
die Umsatzsteuer eine Versa-
gung des Vorsteuerabzugs oder 
aber eine ausgangsseitige Be-
steuerung als unentgeltliche 
Wertabgabe oder aufgrund eines 
tauschähnlichen Umsatzes (ge-
gen Arbeitsleistung) ab. Insofern 
ist das Urteil des BFH sehr zu 
begrüßen, als auch die umsatz-
steuerliche Behandlung von so-
genannten Outplacement-Bera-
tungen seit Jahren kontrovers 
zwischen der Finanzverwaltung 
und den Steuerpflichtigen disku-
tiert wird und nunmehr geklärt 
ist. Zurecht hat der BFH ent-
schieden, dass der Arbeitgeber 
aufgrund des vorrangigen Unter-
nehmensinteresses zum Vor-
steuerabzug berechtigt ist (vgl. 
hierzu auch Abschnitt 1.8 Abs. 4 
UStAE). In den Unternehmen gilt 
es sicherzustellen, dass die In-
formationen über die den Arbeit-
nehmer:innen gewährten Zu-
wendungen aus der Personalab-
teilung in die Steuerabteilung ge-
langen, sodass diese aus um-
satzsteuerlicher Sicht gewürdigt 
und entsprechend zutreffend be-
handelt werden können.  

 

Fahrzeugüberlassung an Per-
sonal zu privaten Zwecken als 
tauschähnlicher Umsatz 
BFH, Urteil vom 30. Juni 2022, V 
R 25/21 

Der BFH hält daran fest, dass 
die Fahrzeugüberlassung an das 
Personal zu privaten Zwecken 
als tauschähnlicher Umsatz zu 
qualifizieren sein kann. Der für 
einen steuerbaren Umsatz erfor-
derliche unmittelbare Zusam-
menhang zwischen der Fahr-
zeugüberlassung an das Perso-
nal des Unternehmens zu priva-
ten Zwecken und der (teilwei-
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sen) Arbeitsleistung liegt jeden-
falls dann vor, wenn die Fahr-
zeugüberlassung individuell ar-
beitsvertraglich vereinbart ist 
und tatsächlich in Anspruch ge-
nommen wird. 

Sachverhalt 
Der Streitfall betrifft eine Aktien-
gesellschaft luxemburgischen 
Rechts (SA) mit Sitz und Ge-
schäftsleitung in Luxemburg. Un-
ternehmensgegenstand der SA 
ist das Halten und Verwalten von 
Kapitalanlagen. Sie unterhielt 
keine feste Niederlassung in 
Deutschland. Die SA überließ ih-
ren beiden in Deutschland woh-
nenden Arbeitnehmer:innen je-
weils ein von ihr geleastes Fir-
menfahrzeug, das diese auch für 
Privatfahrten verwenden konn-
ten. In Luxemburg wurde weder 
die Fahrzeugüberlassung be-
steuert noch kam es dort zu ei-
nem Vorsteuerabzug. Die SA 
reichte beim Finanzamt Saarbrü-
cken Umsatzsteuererklärungen 
für die Streitjahre ein, in denen 
sie für die beiden Fahrzeugüber-
lassungen sonstige Leistungen 
in Deutschland zum Regelsteu-
ersatz anmeldete. Dies ermittelte 
die SA nach der einkommen-
steuerrechtlichen 1 %-Regelung 
für private Fahrten nebst Zu-
schlägen für Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte/ers-
ter Tätigkeitsstätte und für Fami-
lienheimfahrten. Gegen die zu 
Vorbehaltsfestsetzungen führen-
den Umsatzsteuererklärungen 
legte die SA erfolglos Einspruch 
ein. Das Finanzgericht gab nach 
Durchführung eines Vorabent-
scheidungsersuchens an den 
EuGH (Urteil vom 20. Januar 
2021 – Rs. C-288/19 – Finanz-
amt Saarbrücken) der Klage 
überwiegend statt.  

Urteil 
Der BFH hat die Revision des Fi-
nanzamts als begründet angese-
hen. Das Finanzgericht hat 
rechtsfehlerhaft einen unmittel-
baren Zusammenhang zwischen 
der Fahrzeugüberlassung und 

der teilweisen Arbeitsleistung im 
Rahmen eines tauschähnlichen 
Umsatzes verneint. Die Fahr-
zeugüberlassung ist als Vermie-
tung eines Beförderungsmittels 
im Inland gemäß § 3a Abs. 3 Nr. 
2 Satz 3 UStG steuerbar. Die in 
den Umsatzsteuererklärungen 
der SA erklärten Beträge sind 
als Bemessungsgrundlage anzu-
setzen. Nach der Rechtspre-
chung des EuGH kann sich ein 
Entgelt auch aus einer Sachleis-
tung ergeben. Der Umstand, 
dass der EuGH die ihm vom Fi-
nanzgericht unterbreitete Frage-
stellung nicht von sich aus um 
den Aspekt eines Sachentgelts 
erweitert hat, deutet laut BFH 
nicht darauf hin, dass er nun-
mehr entgegen seiner bisherigen 
Rechtsprechung entschieden 
hat. Daher schließt sich der BFH 
der im Schrifttum vertretenen 
Auffassung nicht an, dass ein 
tauschähnlicher Umsatz ausge-
schlossen sei, wenn nur die Ar-
beitsleistung als Entgelt für die 
Fahrzeugüberlassung in Frage 
komme. Im Streitfall ist der für 
einen Umsatz im Sinne von § 1 
Abs. 1 Nr. 1 Satz 1, § 3 Abs. 12 
Satz 2 UStG erforderliche unmit-
telbare Zusammenhang zwi-
schen der Fahrzeugüberlassung 
an das Personal des Unterneh-
mens zu privaten Zwecken und 
der (teilweisen) Arbeitsleistung 
zu bejahen. Der unmittelbare Zu-
sammenhang ergibt sich regel-
mäßig daraus, dass die Nut-
zungsüberlassung im Rahmen 
eines Anstellungsvertrags indivi-
duell vereinbart wird. Demge-
genüber genügt der bloße Zu-
sammenhang mit einem Dienst-
verhältnis nicht. Ebenso ist die 
einkommensteuerrechtliche Be-
urteilung ohne Bedeutung. Die 
SA hat in ihren Umsatzsteuerer-
klärungen zur Schätzung der Be-
messungsgrundlage von einer 
"Vereinfachungsregelung" der 
Finanzverwaltung Gebrauch ge-
macht. Anstelle der Ausgaben ist 
die SA von lohnsteuerrechtlichen 
Werten ausgegangen und hat 
aus diesen die Umsatzsteuer 

herausgerechnet. Dies wird vom 
BFH im Interesse einer erleich-
terten Ermittlung der Bemes-
sungsgrundlage nicht bean-
standet. 

Bitte beachten Sie: 
Die Fahrzeugüberlassung an 
Personal zu privaten Zwecken 
ist in der Praxis sehr häufig an-
zutreffen und aufgrund neuer 
Fragestellungen zu der Überlas-
sung von hybriden und E-Autos 
sowie E-Bikes aktueller denn je 
(siehe BMF, Schreiben vom 7. 
Februar 2022). Während das 
dem BFH-Urteil vorangehende 
EuGH-Urteil von einem Großteil 
bereits so interpretiert wurde, als 
dass der EuGH dem tauschähn-
lichen Umsatz bei der Fahrzeug-
überlassung zu privaten Zwe-
cken eine Absage erteilt hätte, 
stellt der BFH nunmehr klar, 
dass dem nicht so ist, sondern 
vielmehr die Fragestellungen 
des FG an den EuGH unpräzise 
waren. Auch bestätigt der BFH 
hinsichtlich der Bemessungs-
grundlage nochmals, dass aus 
Vereinfachungsgründen von den 
lohnsteuerlichen Werten ausge-
gangen werden kann.   

 

IN KÜRZE 

Grenzen der Rückwirkung ei-
ner Rechnungsberichtigung 
BFH, Urteil vom 7. Juli 2022, V 
R 33/20 

Der BFH hat zu den Grenzen 
der Rückwirkung einer Rech-
nungsberichtigung Stellung ge-
nommen und seine bisherige 
Rechtsprechung bestätigt. 

Wie der BFH unter Bezugnahme 
auf das Urteil des EuGH vom 15. 
September 2016 – Rs. C-518/14 
– Senatex entschieden hat, kann 
das Recht auf Vorsteuerabzug 
gemäß § 15 Abs.  1 Satz 1 Nr. 1 
UStG aufgrund einer berichtigten 
Rechnung bereits für den Be-
steuerungszeitraum ausgeübt 
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werden, in dem die Rechnung 
ursprünglich ausgestellt wurde, 
wenn zunächst eine Rechnung 
ausgestellt wird, die den Anfor-
derungen der §§ 14, 14a UStG 
nicht entspricht, diese Rechnung 
aber später nach § 31 Abs. 5 
UStDV berichtigt wird.  

Für die dabei erforderliche Be-
richtigungsfähigkeit der ur-
sprünglich erteilten Rechnung 
verlangt der BFH, dass diese 
Angaben zum Rechnungsaus-
steller, zum Leistungsempfän-
ger, zur Leistungsbeschreibung, 
zum Entgelt und zur gesondert 
ausgewiesenen Umsatzsteuer 
enthält. 

Erteilt somit ein Unternehmer in 
der Annahme einer Leistungser-
bringung im Ausland eine Aus-
gangsrechnung ohne inländi-
schen Steuerausweis, kann er 
diese nicht in der Weise berichti-
gen, dass dem späteren Aus-
weis inländischer Umsatzsteuer 
Rückwirkung für den Vorsteuer-
abzug des Leistungsempfängers 
zukommt. 

Dass die Klägerin vorliegend 
nach ihren Angaben in Luxem-
burg für die hier streitigen Leis-
tungsbezüge von den Leisten-
den das sogenannte Reverse-
Charge-Verfahren durchgeführt 
hatte, ist schließlich unbeacht-
lich. Denn im Hinblick auf das 
zwischen den Mitgliedstaaten 
weiterhin bestehende Erforder-
nis gesonderter Verfahren zur 
Erstattung von Vorsteuerbeträ-
gen gemäß Richtlinie 2008/9/EG 
besteht keine Möglichkeit eines 
grenzüberschreitenden Vorsteu-
erabzugs. Dies unterscheidet 
den Streitfall von anderen Fall-
gestaltungen, bei denen die Fi-
nanzverwaltung für den Fall, 
dass der Leistungsempfänger im 
Inland die Besteuerung nach  
§ 13b UStG und § 15 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 UStG durchgeführt 
hat, eine Rückwirkung eines 
erstmaligen Steuerausweises 
zulässt (BMF, Schreiben vom 

18. September 2020, Rz 23). 
Aufgrund dieses Harmonisie-
rungsstands ist es im Rahmen 
einer Rechnungsberichtigung 
nicht gerechtfertigt, die Versteu-
erung durch den Leistungsemp-
fänger im Ausland einer Versteu-
erung im Inland gleichzustellen. 

Bitte beachten Sie: 
Sowohl für die korrekte Rech-
nungsstellung durch den Leis-
tenden als auch für die sorgfäl-
tige Rechnungseingangsprüfung 
durch den Leistungsempfänger 
gilt es zu beachten, dass eine 
rückwirkende Rechnungsberich-
tigung für zunächst als Reverse- 
Charge-Umsatz behandelte 
Leistungen mit Leistungsort im 
Ausland ausscheidet. Etwas an-
deres kann jedoch gelten, wenn 
zunächst das Reverse-Charge-
Verfahren für im Inland steuer-
bare und -pflichtige Umsätze an-
gewendet wurde, obwohl der 
Leistende Steuerschuldner ge-
wesen wäre.  

 

Steuersatz für Umsätze mit 
Silbermünzen 
BMF, Schreiben vom 27. Sep-
tember 2022 – III C 2 - S 
7246/19/10001 :002 

Nach § 12 Abs. 2 Nr. 12 UStG 
unterliegt unter anderem die Ein-
fuhr der in Nummer 54 der An-
lage 2 bezeichneten Gegen-
stände dem ermäßigten Steuer-
satz. Dazu gehören insbeson-
dere Sammlungsstücke von 
münzkundlichem Wert, und zwar 
Münzen und Medaillen aus Edel-
metallen, wenn die Bemes-
sungsgrundlage für die Umsätze 
dieser Gegenstände mehr als 
250 % des unter Zugrundele-
gung des Feingewichts berech-
neten Metallwerts ohne Umsatz-
steuer beträgt.  

Eine ermäßigte Besteuerung von 
Münzen, die keine Sammlungs-
stücke sind, sieht das Umsatz-

steuergesetz nicht vor. Die (Ver-
einfachungs-)Regelungen des 
BMF-Schreibens vom 5. August 
2004 haben gemäß BMF bei ih-
rer praktischen Anwendung dazu 
geführt, dass der ermäßigte 
Steuersatz angewendet worden 
ist, obwohl dessen gesetzliche 
Voraussetzungen nicht erfüllt 
waren. Die dort genannten (Ver-
einfachungs-)Regelungen sind 
daher nicht mehr anzuwenden. 

In der Folge ist wie bei Gold-
münzen auch bei Silbermünzen 
jeweils zu prüfen, ob es sich um 
ein Sammlungsstück handelt 
und die „250 %-Grenze“ über-
schritten ist.  

Bitte beachten Sie: 
In der Praxis wurden wohl viele 
Silbermünzen aus dem Drittland 
eingeführt und der Einfuhrum-
satzsteuer zu 7 Prozent unter-
worfen. Im Anschluss erfolgte 
der Weiterverkauf unter Anwen-
dung der sogenannten Differenz-
besteuerung nach § 25a UStG, 
sodass nur die Differenz zwi-
schen Verkaufspreis und Ein-
kaufspreis einem Umsatzsteuer-
satz von 19 Prozent unterworfen 
wurde. Die Regelungen des 
BMF-Schreibens sind in allen of-
fenen Fällen anzuwenden, so-
dass nach derzeitigem Stand 
eine Nichtbeanstandungsrege-
lung für die Vergangenheit nicht 
vorgesehen ist.  

 

AUS ALLER WELT 

TaxNewsFlash Indirect Tax 
KPMG-Beiträge zu indirekten 
Steuern aus aller Welt 

19 Oct  ̶  Poland: Clarifications 
regarding VAT grouping; criteria 
for identifying a fixed establish-
ment for VAT purposes 

14 Oct  ̶  Luxembourg: Indirect 
tax proposals in budget 2023 
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14 Oct  ̶  Spain: Compulsory 
electronic invoicing between 
traders and professionals 

11 Oct  ̶   Lithuania: Supply re-
cipient may deduct VAT even 
though supplier did not pay out-
put VAT (CJEU judgment) 

4 Oct  ̶  Switzerland: New VAT 
rates, updates to e-filing portal 

30 Sep  ̶  Belgium: Guidance on 
VAT refund procedures and re-
munerations in football 

27 Sep  ̶  Ireland: Indirect tax 
proposals in budget 2023 

27 Sep  ̶  Luxembourg: Tempo-
rary 1% decrease of VAT rates 

15 Sep  ̶  UK: Regulation provid-
ing online platform is liable to 
pay VAT is valid (CJEU Advo-
cate General opinion) 

13 Sep  ̶  Czech Republic: Pro-
posed record keeping and re-
porting obligation for payment 
service providers beginning 
2024 

Diese und weitere Beiträge fin-
den Sie hier. 

 

VERANSTALTUNGEN 

Webcast Live: Stromsteuer 
und Energiesteuer: Wir brin-
gen Licht ins Dunkel 
am Mittwoch, 16. November 
2022 

Nähere Informationen sowie das 
Anmeldeformular zur Veranstal-
tung finden Sie hier. 

 

https://home.kpmg/us/en/home/insights/2018/05/taxnewsflash-indirect-tax.html
https://home.kpmg/de/de/home/events/2022/11/webcast-live-stromsteuer-und-energiesteuer-wir-bringen-licht-ins-dunkel.html
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